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Beschluß 


In der Wahlanfechtungssache — Az. 16/69 — des 
Hermann Köhler, Essen, 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 6. Deutschen 
Bundestag vom 28. September 1969 im Wahlkreis 87 
(Essen 1) 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 

Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 23. Oktober 1969 hat der Ein- 
spruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 6. Deutschen Bundestag im Wahl- 
kreis 87 (Essen 1) eingelegt. 

Zur Begründung trägt er vor: 

Mit dem seinem Einspruchsschreiben in Abschrift 
beigefügten Schreiben vom 25. September 1969 
an den Kreiswahlleiter habe er gerügt, daß der 
Wahlschein nicht, wie vorgeschrieben, doppelt 
umrandet gewesen sei. Aus diesem nicht ord- 
nungsgemäßen Wahlschein müsse folgen, daß die 
Stimmabgabe mit diesen Scheinen ungültig sei. 
In seinem Einspruchsschreiben betont er dazu, 
aus der Vorenthaltung eines der Form entspre- 
chenden Vordrucks ergebe sich, daß ihm von 
vornherein eine gültige Stimmabgabe „vorent- 
halten" werden sollte. Durch die Übersendung 
der nicht der Form entsprechenden Unterlagen 
sei nämlich von ihm verlangt worden, die eides- 
stattliche Erklärung zur Briefwahl zu unterschrei- 
ben, obwohl sie entgegen den Formvorschriften 
nicht doppelt umrandet gewesen sei. 

Darüber hinaus macht der Einspruchsführer Aus- 
führungen, die sich auf seine Einweisung in ein 
Obdachlosenasyl, auf die Nichtanerkennung sei- 
ner Ansprüche und auf Auseinandersetzungen 
mit der Stadt Essen beziehen. 

Der Oberstadtdirektor der Stadt Essen hat mit 
Schreiben vom 30. Dezember 1969 zu dem Vor- 
bringen des Einspruchsführers wie folgt Stellung 
genommen: 

Der Einspruchsführer und seine Ehefrau seien im 
Wählerverzeichnis ihres Wahlbezirks eingetra- 
gen. Die Wahlbenachrichtigungen seien Durch- 
drucke der Wählerverzeichnisse. Damit seien 
für beide Wahlbenachrichtigungen ausgestellt 
worden. Ob diese Wahlbenachrichtigungen dem 
Einspruchsführer und seiner Ehefrau nicht zuge- 


stellt worden seien, wie der Beschwerdeführer 
behaupte, sei nicht mehr festzustellen. Der Zu- 
steller, der ca. 800 bis 1000 Wahlbenachrichti- 
gungen hätte austragen müssen, könne sich 
heute an Einzelheiten nicht mehr erinnern. 

Der Einspruchsführer habe am 17. September 
1969 für sich und seine Ehefrau Wahlscheine be- 
antragt und diese, wie er in seinem Schreiben 
an den Kreiswahlleiter vom 25. September 1969 
mitteilte, am 19. September 1969 durch die Post 
zugestellt erhalten. Aus diesem Grunde sei die 
Ausstellung von Ersatzwahlbenachrichtigungen 
nicht erforderlich gewesen. Im übrigen hätten 
die Nachforschungen ergeben, daß der Ein- 
spruchsführer und seine Ehefrau von der Mög- 
lichkeit der Briefwahl Gebrauch gemacht hätten. 

Hinsichtlich der Wahlscheine zur Bundestags- 
wahl wird in der Stellungnahme ausgeführt, 
diese seien im Auftrag des Wahlamtes in Essen 
hergestellt worden. Die eidesstattliche Erklä- 
rung sei mit einem deutlichen, aber nur einfa- 
chen Rand umgeben. Diese, vom Muster gering 
abweichende Form sei sonst weder beanstandet 
worden, noch habe sie zum Nichtausfüllen der 
eidesstattlichen Erklärung geführt. Auch der Ein- 
spruchsführer und seine Ehefrau hätten die ei- 
desstattliche Erklärung auf dem von dem Muster 
abweichenden Vordruck unterschrieben. 

Soweit der Einspruchsführer darüber hinaus 
Ausführungen mache, die seine Einweisung in 
ein Obdachlosenasyl, die Nichtanerkennung sei- 
ner Ansprüche und die Auseinandersetzungen 
mit der Stadt Essen beträfen, gehörten sie sach- 
lich nicht zum Einspruchsverfahren. 

2. Der Ausschuß hat nach Prüfung der Sach- und 
Rechtslage beschlossen, gern. § 6 Abs. 1 a Nr. 3 
des Wahlprüfungsgesetzes (WPG) von der An- 
beraumung einer öffentlichen mündlichen Ver- 
handlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist form- und fristgerecht beim Deut- 
schen Bundestag eingegangen; er ist auch zulässig, 
jedoch aus den nachfolgenden Gründen offensichtlich 
unbegründet: 

Gemäß § 23 Bundeswahl Ordnung (BWO) wird der 
Wahlschein von der Gemeindebehörde erteilt, in 
deren Wählerverzeichnis der Wahlberechtigte ein- 
getragen ist oder hätte eingetragen werden müssen. 
Der Wahlschein wird nach einem Muster angefertigt, 
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das als Anlage 4 bei der Bundeswahlordnung abge- 
druckt ist. Aus dieser Bestimmung ergibt sich be- 
reits, daß der Wahlschein nicht in allen Einzelheiten 
dem Muster entsprechen muß. Dagegen sind zwin- 
gend vorgeschrieben: ausreichende Personaldaten, 
die es gestatten, den Wähler zu identifizieren, ihn 
einwandfrei als wahlberechtigt auszuweisen, die 
Wahl anzugeben, für die der Wahlschein gilt und 
den Wahlkreis zu bestimmen, in dem der Wähler 
wählen darf. 

Aus dem als Anlage 4 zur BWO abgedruckten Mu- 
ster ergibt sich zwar, daß die eidesstattliche Erklä- 
rung zur Briefwahl doppelt umrandet sein soll. Ein 
Abweichen von diesem Muster ist jedoch kein Form- 
verstoß, der in dem vom Einspruchsführer gemeinten 
Sinn interpretiert werden kann. Da er außerdem, wie 
aus der Stellungnahme der Stadt Essen zu entneh- 
men ist, keine Wahlscheine erhalten hat, die in der 
Form von Wahlscheinen, die anderen wahlberech- 
tigten Bürgern der Stadt Essen zugestellt wurden, 
abweichen, besteht auch nicht der geringste Hinweis 
dafür, daß von amtlicher Seite versucht worden 
wäre, dem Einspruchsführer und seiner Ehefrau von 
vornherein eine gültige Stimmabgabe vorsätzlich 
unmöglich zu machen. 

Selbst wenn man in diesem vom Muster abweichen- 
den Vordruck einen Verstoß gegen Wahlrechtsbe- 


stimmungen erblicken wollte, müßte er in diesem 
Fall als unerheblich ausscheiden, da er die Ermitt- 
lung des Wahlergebnisses nicht berührt. Aus der 
Stellungnahme der Stadt Essen ergibt sich, daß die 
vom Muster gering abweichende Form sonst weder 
beanstandet worden ist, noch zum Nichtausfüllen 
der eidesstattlichen Erklärung geführt hat. 

Da die vom Muster abweichende eidesstattliche Ver- 
sicherung den Einspruchsführer und seine Ehefrau 
auch nicht daran gehindert haben, von der Möglich- 
keit der Briefwahl Gebrauch zu machen, war der 
Einspruch im Sinne des § 6 Abs. 1 a Nr. 3 WPG als 
offensichtlich unbegründet zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des Geset- 
zes über das Bundesverfassungsgericht vom 12. 
März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als Anlage 
beigefügt ist, unter den dort genannten Vorausset- 
zungen Beschwerde beim Bundesverfassungsgericht 
erhoben werden. Sie muß binnen eines Monats seit 
der Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 

— — beim Bundesverfassungsgericht 

eingegangen sein. 
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